
DGB gibt Anstöße 
zur Krankheitsvorsorge

Konzepte für Gesundheit
Der DGB fordert Konzepte zur Ge-

sundheitsvorsorge im öffentlichen Dienst
und hat dazu fünf Vorschläge unterbreitet.
Die Konzepte sollten dem Prinzip „Prä-
vention vor Rehabilitation“ folgen, sagte
DGB-Bundesvorstandsmitglied Ingrid Sehr-
brock anlässlich der DGB-Veranstaltung
„Gesundheit als Ressource – Gesundheits-
förderung als Herausforderung für einen
modernen öffentlichen Dienst“ in Dort-
mund. An diesem Prinzip sollen die Arbeit-
geber im öffentlichen Dienst, Gewerk-
schaften und Personalräte die Arbeitsbe-
dingungen und -abläufe ausrichten.
; Personalrat und Arbeitgeber sollten
mehr gemeinsame Angebote zur Gesund-
heitsförderung entwickeln, wie in der
Stadtverwaltung Dortmund. Dort verein-
barten sie Maßnahmen wie Rückenschule
oder Stressmanagement.
; Gesundheitsvorsorge soll Chefsache
werden. Führungskräfte sollen durch
Schulungen stärker für Gesundheitsvor-
sorge und Arbeitsschutz sensibilisiert
werden.
; Altersteilzeit anbieten. Ein Drittel der
Bundesbeamtinnen und -beamten, die
mit 65 Jahren in Pension gingen, haben
vorher Altersteilzeit gearbeitet.
; Teildienstfähigkeit sollte stärker ge-
nutzt werden. Beschäftigte mit gesund-
heitlichen Einschränkungen könnten in
Teilzeit beschäftigt werden.
; Der Versorgungsbericht, der die Ent-
wicklung der Beamtenversorgung darstellt,
sollte auf die Ursachen für krankheitsbe-
dingte Frühpensionierungen eingehen und
Gegenmaßnahmen vorschlagen.
Siehe Bericht S. 2
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DGB und Brandenburgs Regierung einigen sich bei Kostenreduzierung

Pakt bringt Verzicht auf
längere Arbeitszeit
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für Beamtinnen und Beamte

Der DGB und Brandenburgs Regie-
rung haben eine Vereinbarung zur
Personalkostenreduzierung ge-
schlossen. Bei den Beamtinnen
und Beamten sollen 150 Millionen
Euro eingespart werden, ohne stei-
gende Arbeitszeit.

Mit der Vereinbarung zwischen dem
DGB und der Landesregierung tragen Be-
amtinnen und Beamte sowie Tarifbeschäf-
tigte die Einsparungen zu gleichen Teilen.
Darin ist festgelegt, dass die Personalkos-
ten bei den Beamtinnen und Beamten in den
Jahren 2004 bis 2006 um jeweils 50 Millio-
nen Euro sinken.

Den größten Sparanteil von 106 Mil-
lionen Euro sollen Weihnachts- und Urlaubs-
geld erbringen. Das Urlaubsgeld entfällt, als
Weihnachtsgeld erhalten Beamtinnen und
Beamte 1.090 Euro und Versorgungsemp-
fängerInnen 545 Euro. Weitere Einsparun-
gen entstehen durch die Gesundheitsreform
bei der Beihilfe.

Gewerkschaften und Landesregierung
haben zudem eine Initiative verabredet, um
die Teilzeitbeschäftigung auszuweiten. Die
Landesregierung soll Vorschläge, beispiels-
weise zu Sabbaticals, vorlegen, über die in
einer Arbeitsgruppe mit den Gewerkschaf-
ten verhandelt wird. Die Gewerkschaften er-
warten finanzielle Anreize für die Aufnahme
einer Teilzeitbeschäftigung.

Als Gegenleistung für die im Solidar-
pakt erzielten Einsparungen hat sich die Lan-
desregierung verpflichtet, die Wochenarbeits-
zeit für Beamtinnen und Beamte von 40
Stunden bis zum Ablauf der Vereinbarung
am 31. Januar 2007 nicht zu erhöhen. Es
soll auch keine weiteren Kürzungen über
den Gesamtbetrag von 150 Millionen Euro

hinaus geben.
Der Solidarpakt knüpft an einen Tarif-

vertrag gegen betriebsbedingte Kündigun-
gen in der Landesverwaltung an, den ver.di
im Februar mit der Landesregierung abge-
schlossen hat. Er sieht Arbeitszeitverkürzun-
gen ohne Lohnausgleich vor, um Personal-
kosten zu sparen.

Für die Gewerkschaften bleibt die Ver-
einbarung eine zwiespältige Sache. Einen
Grund zum Jubeln sieht der stellvertretende
DGB-Bezirksvorsitzende Bernd Rissmann
nicht, „weil mit den Kürzungen erhebliche
Einschnitte in den Einkommen der Beschäf-
tigten verbunden“ seien. Andererseits wür-
den die Belastungen auf alle drei Beschäf-
tigtengruppen im öffentlichen Dienst verteilt
und die Einsparungen begrenzt. Zudem sei
erstmals eine Landesregierung dazu gebracht
worden, auf Arbeitszeitverlängerung zu ver-
zichten.

Mit der Vereinbarung sei es gelungen,
„die im Beamtenrecht übliche einseitige
Regelungsbefugnis des Dienstherrn einzu-
schränken“, betont ver.di-Landesbezirkslei-
terin Susanne Stumpenhusen.

Der stellvertretende DGB-Bezirksvorsitzende Bernd
Rissmann unterzeichnet die Vereinbarung im Beisein
von Finanzministerin Dagmar Ziegler und Innenminis-
ter Jörg Schönbohm. Foto: Renate Stiebitz

http://www.beamten-informationen.de
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Der DGB macht Gesundheit zum
Thema: Mit der Veranstaltung „Ge-
sundheit als Ressource – Gesund-
heitsförderung als Herausforde-
rung für einen modernen öffentli-
chen Dienst“ begann der Dialog
zwischen Fachleuten, Personalrä-
tinnen und -räten.

Gesundheitsförderung ist in der öf-
fentlichen Verwaltung kaum vorhanden,
wie Fachleute und TeilnehmerInnen bei der
DGB-Veranstaltung am 25. Mai in Dortmund
verdeutlichten. Es gebe relativ wenige Pro-
jekte, stellte Dr. Reinhold Sochert vom Deut-
schen Netzwerk für Betriebliche Gesund-
heitsförderung fest, die sich an Qualitäts-
kriterien wie Verbesserung von Arbeitsver-
hältnissen, sorgfältige Analyse, Beteiligung
der Beschäftigten und Evaluation ausrich-
teten. Der Modernisierungsprozess, dem
ein höherer Beschäftigtenanteil als in ande-
ren Sektoren ausgesetzt sei, bringe spezielle
gesundheitliche Risiken mit. Der Kranken-
stand sei hoch. Sochert führt dies darauf zu-
rück, dass der Anteil der über 45-jährigen
MitarbeiterInnen wächst und die öffentliche
Verwaltung 50 Prozent mehr Schwerbehin-
derte als andere Branchen beschäftigt.

Entscheidend für die Gesundheit sei
auch die Führungskultur, betonte Prof. Karl
Kuhn von der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz. Den wenigsten Führungskräften sei
bewusst, dass MitarbeiterInnen Zuwendung
ihrer Vorgesetzten brauchten. Gesundheits-
gerechtes Management setze auf Kommu-
nikation. Es ermögliche den Beschäftigten,
Belastungen und Krankheiten zu themati-
sieren und fördere präventives Verhalten.

Dr. Hans Bernd Beus vom Bundesin-
nenministerium machte auf psychische Be-
lastungen aufmerksam, die häufig Ursache
von Krankmeldungen und vorzeitigem Aus-
scheiden seien. Als Instrument, um ältere
Beschäftigte zu entlasten, nannte er die Al-
tersteilzeit. Fraglich sei, ob sie über 2009
hinaus finanzierbar bleibe.

Der DGB wird eine Dokumentation
der Veranstaltung erstellen, die auch Beiträge
über die speziellen Belastungen bei Polizei
und LehrerInnen aufgreifen wird.

DGB-Fachveranstaltung zu Gesundheitsvorsorge im öffentlichen Dienst

Gesunder Führungsstil 
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Angerissen

Wenn Hessens Beamtinnen
und Beamte mit einer 42-Stunden-
Woche wegen der Kinderbetreu-
ung Teilzeit beantragen müssen,
ist dies für ver.di ein „familienpo-
litisches Armutszeugnis“.

Nordrhein-Westfalens Minis-
terpräsident ist dafür, dass die Län-
der künftig für das Dienst- und
Besoldungsrecht der Beamtin-
nen und Beamten und für die
Hochschulen zuständig sind.

Für ein Fortbildungspro-
gramm im öffentlichen Dienst mit
600 Veranstaltungen stellt Bremen
2,6 Millionen Euro bereit. Schwer-
punktmäßig trainiert wird unter an-
derem Führungskompetenz.

Zum 9. Kehler Forum über
Strategien und Maßnahmen zur
Verwaltungsmodernisierung lädt
die Fachhochschule Kehl für den
8. Juni ein. Informationen:
www.kommunalberatung-kehl.de.

Erträge aus Lebensversiche-
rungen werden nur hälftig besteu-
ert, hat der Vermittlungsausschuss
im Alterseinkünftegesetz fest-
gelegt. Es besteuert Renten und
Pensionen ab 2005 gleich.

www.Das-RentenPlus.de

Internetverzeichnis

www.rossischubert.com
Kunstmalerin
www.die-beihilfe.de
Rund um die Beihilfe
www.die-beamtenversorgung.de
Beamtenversorgung von A bis Z
Ihre Internetadresse fehlt?
Für nur 25 Euro erreichen Sie 
mehr als 30.000 LeserInnen:
Tel. 0180 / 583-5226

Renate Haese,
Fachfrau für
Arbeitsschutz
im Umwelt-
bundesamt,
bei der DGB-
Veranstaltung.
Foto: DGB

http://www.kommunalberatung-kehl.de
http://www.rossischubert.com
http://www.die-beihilfe.de
http://www.Das-RentenPlus.de
http://www.die-beamtenversorgung.de
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Mindert die Bezahlung nach Sta-
tus die Leistungsbereitschaft von
Beamtinnen und Beamten? Wieso
verdienen Männer im öffentlichen
Dienst mehr als Frauen? Diese Fra-
gen behandelt das Forum „Besol-
dung zwischen Leistungsprinzip
und Alimentationsgebot“ beim
Schöneberger Forum.

Besoldungsgerechtigkeit ist das zen-
trale Thema dieser Diskussionsrunde beim
Schöneberger Forum am 16. und 17. No-
vember in Berlin. Die Besol-
dung der Beamtinnen und Be-
amten ist Alimentation und
nicht Gegenleistung für eine
bestimmte Tätigkeit. Sie orien-
tiert sich am statusrechtlichen Amt, nicht an
Funktionen und Anforderungen einer Stelle.
Was bedeutet vor diesem Hintergrund Besol-
dungsgerechtigkeit, ist eine Frage im Forum.
Mindert das Alimentationsprinzip die Leis-
tungsbereitschaft, wie Kritiker sagen?
Werden Beamtinnen und Beamte, die mehr
leisten, benachteiligt? Oder stellt die Ali-
mentation die Unabhängigkeit der Amts-
führung sicher und ist damit gerecht?

Besoldung steht im Spannungsverhält-

nis zwischen Leistungsprinzip und Alimen-
tationsgebot. Hinzu kommen die Ansprüche
der Arbeitgeber an Flexibilität und Anpas-
sungsfähigkeit. Leistungsorientierte Bezah-
lungselemente und Besoldungsbandbreiten
sollen es richten. Die unabhängige Amts-
führung könnte dabei auf der Strecke blei-
ben.

Noch komplexer wird das Thema, wenn
die Geschlechterperspektive mitberücksich-
tigt wird. Frauen verdienen im öffentlichen
Dienst durchschnittlich weniger als ihre
Kollegen – obwohl gleiche Tätigkeiten auch

gleich bezahlt werden. Frau-
en arbeiten in niedrigeren
Laufbahngruppen, gleichzei-
tig ist der Anteil bei den Teil-
zeitbeschäftigten deutlich hö-

her. Senken Laufbahnentwicklungen und
Arbeitszeitgestaltung ihre Verdienstchancen
und wie kann das Problem gelöst werden?
Das Forum möchte sowohl Lösungsansät-
ze aufzeigen als auch Kriterien für gerechte
und angemessene Bezahlung.

Weitere Informationen: Tel.: 030/24060-723
oder im Internet unter www.schoeneberger-
forum.de/forum2004. Dort können Sie sich
auch online anmelden.

Schöneberger Forum des DGB

Was ist gerechte Besoldung?
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Pensionskürzung durch 
Versorgungsänderungsgesetz

Karlsruhe entscheidet
Das Verwaltungsgericht Frankfurt/

Main hat in der Entscheidung um die Kür-
zung der Beamtenpensionen das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe angerufen.
Das Gericht äußerte in einem Musterpro-
zess Zweifel daran, dass das Versorgungs-
änderungsgesetz 2001 verfassungsgemäß
ist. Geklagt hatten drei pensionierte Bahn-
beamte, die von TRANSNET unterstützt
wurden. Laut TRANSNET ist es das erste
Mal, dass ein Gericht in erster Instanz ei-
ne solche Entscheidung trifft.

Nach Ansicht des Verwaltungsge-
richts haben VersorgungsempfängerInnen
zwar grundsätzlich keinen Anspruch dar-
auf, dass ihre Versorgung unverändert
bleibt. Die Höhe der Pension müsse aber
das letzte Amt der Beamtinnen und Be-
amten berücksichtigen und die Dauer
ihrer Tätigkeit. Der Hinweis, aktive Beam-
tinnen und Beamte müssten für ihr Alter
Eigenvorsorge treffen, ist nach Auffassung
der Richter nicht mit den hergebrachten
Grundsätzen des Berufsbeamtentums
nach Artikel 33, Absatz 5, des Grundge-
setzes vereinbar.

TRANSNET-Vorstand Alexander
Kirchner sieht die Gewerkschaft durch
diese Entscheidung in ihrer Kritik bestätigt.
Er bekräftigte, dass Reformen nötig seien,
„es bei Reformen jedoch nicht immer nur
um Kürzen oder Streichen" gehen dürfe.
Kirchner wies darauf hin, dass Bahnbe-
amtinnen und -beamte nicht zu den Spit-
zenverdienerInnen gehörten.

Auslöser des Versorgungsände-
rungsgesetzes waren die Kürzungen bei
den Renten, die wirkungsgleich auf die
Beamtenpensionen übertragen werden
sollten. Die Erhöhung der Versorgungsbe-
züge vermindert sich bis 2010 um einen
jährlichen Anpassungsfaktor, so dass der
Höchstversorgungssatz von 75 auf 71,75
Prozent des letzten Gehalts sinkt. Der DGB
und seine Mitgliedsgewerkschaften hatten
ihre Mitglieder aufgerufen, Widerspruch
gegen das Gesetz einzureichen und Mus-
terverfahren angestrengt.

Thema in Ausgabe 13:
Das Forum „Beurteilung mit

Maßstab“.

http://www.beamten-informationen.de
http://www.schoeneberger-forum.de/forum2004
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Warten auf Beförderung
Beamtinnen und Beamte haben in

Petitionen das Ende der bisherigen Beför-
derungspraxis in Nordrhein-Westfalen ver-
langt. ver.di-Landesbeamtensekretär Ortwin
Bickhove-Swiderski, Fachbereichsvertreter
sowie Personalräte der Kommunen überga-
ben 10.000 Schreiben an die Vorsitzende des
Petitionsausschusses im Landtag. Mehrere
tausend Beamtinnen und Beamte könnten
nicht befördert werden, beklagt ver.di und
spricht von „fehlender Anerkennung“ ihrer
Leistungen. Sie müssten derzeit fünf bis zehn
Jahre auf eine Beförderung warten, weil der
Innenminister für dieses Jahr nur einen „Be-
förderungskorridor“ von 2,5 Prozent der
Planstellen genehmigt hat. Bickhove-Swi-
derski sprach sich dafür aus, in den Kommu-
nen eigene Regelungen zuzulassen, um den
Beamtinnen und Beamten eine verbindliche
Perspektive geben zu können.

Unterschriften für Frauen
Die GEW Baden-Württemberg hat

5.000 Unterschriften für den Erhalt von
Frauenvertretungen in der Schulverwaltung

an die Landesregierung übergeben. Sie for-
dert dazu auf, den Gesetzentwurf zur Ver-
waltungsreform im Interesse der Frauen
nachzubessern und das Landesgleichberech-
tigungsgesetz (LGIG) zu novellieren. „Bei
der Verwaltungsreform wurde die Übernah-
me der Frauenvertretungen an den Schulen
einfach vergessen“, bemängelt die stellver-
tretende GEW-Landesvorsitzende Barbara
Haas. Das LGIG würde ab 2005 nicht mehr
für die Schulämter gelten. Kommunen und
Landratsämter müssten dann keine zusätz-
lichen Frauenbeauftragten mehr bestellen.
An Schulen arbeiteten so viele Frauen wie
in kaum einem anderen Bereich, sagte Haas.
Etwa 53 Prozent der Lehrkräfte seien weib-
lich, aber nur ein Viertel der Funktionsstellen
mit Frauen besetzt. „Der frauenfeindliche Ge-
setzentwurf muss geändert werden, damit
die Gleichstellung von Frauen an Schulen
verbessert werden kann“, fordert Haas.

Reisekosten geändert
Als Beitrag zur Verwaltungsvereinfa-

chung hat der DGB den Entwurf für ein neu-
es Bundesreisekostengesetz bezeichnet und
im Grundsatz begrüßt. Fahrtkosten werden
zukünftig nicht mehr nach Besoldungsgrup-
pen differenziert erstattet, sogar wenn das
Fahrrad genutzt wird. Bei Bahnfahrten kann

ab zwei Stunden die erste Klasse genutzt
werden. Der DGB wertet dies als Erfolg, denn
zunächst waren noch drei Stunden vorge-
sehen. Fahrten mit dem Auto werden zu-
künftig pauschal mit 20 Cent pro Kilometer
abgegolten, statt wie bisher nach Hubraum-
größe des Fahrzeugs. Die Gewerkschaften
kritisierten den Betrag als zu niedrig. Kri-
tisch wurde auch bewertet, dass die Mit-
nahmeentschädigung wegfällt. Es sei öko-
nomischer und auch unter Umweltgesichts-
punkten besser, wenn Fahrzeuge möglichst
ausgelastet seien. Das Gesetz wird voraus-
sichtlich im Herbst verabschiedet. Parallel
dazu werden Verwaltungsvorschriften als
Anwendungshilfe ausgearbeitet.

Neues „Wissenswertes“
Die aktualisierte Neuauflage des Ta-

schenbuches „Wissenswertes für Beamtin-
nen und Beamte“ informiert auf 264 Seiten
fach- und sachkundig über alle wichtigen
Fragen des Beamtenrechts.

Bestellung: INFO-Service Öffentlicher Dienst/
Beamte, Eisenhüttenstr. 4, 40882 Ratingen,
Tel. 0180/5835226, Fax 0180/5329226 oder
im Internet unter:
www.beamten-informationen.de

Tarifliches Urlaubsgeld in mittleren Vergütungsgruppen

Quelle: WSI-Tarifarchiv, 2004

Wie das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung ermittelt hat, erhalten
90 Prozent der ArbeitnehmerInnen in tarifgebundenen Betrieben ein tariflich vereinbartes Urlaubsgeld. Der öffent-
liche Dienst liegt mit einem weit unterdurchschnittlichen Urlaubsgeld am Ende der Skala. Auch Unterschiede zwi-
schen Ost und West machen sich bemerkbar. In anderen Branchen erhalten die Beschäftigten zum Teil gleiche Be-
träge im Osten wie im Westen.
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